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waren im Prinzip arme Menschen, da sie selber 
frustriert waren, von den Studenten nicht recht 
ernst genommen und von den Professoren gar 
nicht wahrgenommen zu werden. Das kann nicht 
die Lösung sein. Das mag im Einzelfall sozial bitter 
sein, aber die Hochschulen sind nun einmal nicht 
dafür da, in diesem Rahmen Arbeitsplätze zu 
schaffen.  
 

Die Dauer befristeter Arbeitsverhältnisse ist im 
Wissenschaftsbereich übrigens nicht kürzer als 
anderswo. Im Gegenteil: Betrachtet man alle be-
fristeten Arbeitsverhältnisse, also auch die in der 
Wirtschaft oder die in der Verwaltung, dann beträgt 
die Befristung bei fast zwei Dritteln aller Beschäfti-
gungsverhältnisse ein Jahr oder weniger. Befristet 
Beschäftigte mit akademischer Ausbildung hatten 
in 42 % der Fälle Verträge mit einer Laufzeit von 
unter einem Jahr, in ca. 29 % der Fälle Verträge 
mit Laufzeiten zwischen einem und zwei Jahren. 
Zusammengenommen sind das 71 %. Bei Wissen-
schaftlern an Hochschulen waren es mit Stichtag 
31. Dezember 2011 - das sind die letzten Daten, 
die wir kennen - 53 %, also deutlich weniger.  
 

Wir müssen uns auch klarmachen, dass es kurz-
zeitige Arbeitsverhältnisse gibt, die durchaus im 
Sinne der Beschäftigten sind. Wenn zum Beispiel 
ein Absolvent als Wissenschaftlicher Mitarbeiter 
vorgesehen ist, die Stelle aber erst in einem Vier-
teljahr oder in einem halben Jahr frei wird, dann 
wird er sehr froh sein, wenn er bis dahin zumindest 
als wissenschaftliche Hilfskraft übergehend zeit-
weise beschäftigt werden kann. Weitere Beispiele 
sind Überbrückungsbefristungen zwischen zwei 
Projekten oder auch eine kurzfristige Anschluss-
befristung, um das begonnene Projekt und die je-
weiligen Forschungsergebnisse erfolgreich zu En-
de zu führen.  
 

Sie sprachen gerade die Drittmittel an. Wenn es 
dem Professor, der Professorin gelungen ist, Dritt-
mittel zu erhalten, das Projekt ausläuft und die 
nächsten Drittmittel erst in drei oder sechs Mona-
ten zur Verfügung stehen, dann ist es auch eine 
soziale Tat dem- oder derjenigen einen Vertrag für 
sechs Monate zu geben. Wenn wir das verbieten, 
dann geht der- oder diejenige sechs Monate lang 
zum Arbeitsamt und kommt dann wieder zum Pro-
fessor. Das kann auch nicht sinnvoll sein. Deshalb 
müssen wir aufpassen, dass wir bei allem sozial-
politischen Engagement nicht plötzlich Regelungen 
schaffen, die kontraproduktiv sind.  
 

Damit keine Missverständnisse entstehen: Ich be-
haupte nicht, dass es im Befristungsgeschehen 
nur Zufriedene gibt. Aber ganz offensichtlich haben 
wir es mit einer vielschichtigen Materie zu tun, die 
nicht dafür spricht, Mindestbefristungszeiten pau-
schal festzulegen. Das ist auch vom BMBF und 
vom HIS-Institut untersucht worden. Der Bericht, 
der im März 2011, also vor zwei Jahren, veröffent-
licht worden ist, hat dem Gesetz eigentlich einen 

auskömmlichen zeitlichen Befristungsrahmen ga-
rantiert, und davon sollten wir nach zwei Jahren 
nicht schon wieder abweichen. - Vielen Dank.  
 

(Zustimmung bei der CDU und von Herrn 
Miesterfeldt, SPD)  

 
 

Präsident Herr Gürth:  
 

Vielen Dank, Herr Minister Möllring. - Es spricht 
nun für die Fraktion der SPD Frau Abgeordnete 
Dr. Pähle.  

 
 

Frau Dr. Pähle (SPD): 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
Wissenschaftszeitvertragsgesetz, das seit April 
2007 die vormals geltenden Regelungen des 
Hochschulrahmengesetzes ersetzt und weiterent-
wickelt hat, sorgt seit seinem Inkrafttreten für Dis-
kussionen und unterschiedliche Bewertungen. Und 
wie es im Leben immer ist: Es kommt auf die Pers-
pektive an.  
 

Aus der Sicht des BMBF und der Arbeitgeber, also 
der Hochschulen und der außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, hat sich das Gesetz be-
währt, schafft es doch Flexibilität bei der Beschäf-
tigung gerade in der Qualifikationsphase. Erreicht 
wurde dies durch das Sonderbefristungsrecht für 
die Wissenschaft, das nunmehr eine sachgrund-
lose Befristung von bis zu sechs Jahren vor der 
Promotion und von sechs bzw. neun Jahren in der 
Medizin nach der Promotion ermöglicht.  

 

Ebenfalls wurde durch die Einführung eines wis-
senschaftsspezifischen Befristungstatbestandes 
- das sind die Drittmittelbefristungen -, der sowohl 
für wissenschaftliche wie für nichtwissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gilt, eine weitere 
Regelung getroffen, die wissenschaftsadäquat ist. 
Wenn ich für eine bestimmte Laufzeit Mittel zur 
Verfügung habe, kann ich für diese Laufzeit Men-
schen beschäftigen. Es wird von niemandem be-
stritten, dass gerade Drittmittelprojekte besondere 
Beschäftigungsmodelle erfordern. Diese Möglich-
keit wird durch das Wissenschaftszeitvertrags-
gesetz geschaffen. Kurz zusammengefasst also: 
alles gut.  

 

Meine Damen und Herren! Nein, es ist nicht alles 
gut, und den zu beobachtenden Fehlentwicklun-
gen, die sich mittlerweile abzeichnen, muss etwas 
entgegengesetzt werden. Der Gesetzgeber ist hier 
gefragt, und manchmal hilft ein wenig Unterstüt-
zung von den Bundesländern.  

 

Die Gesetzesänderung, die mit der Bundesrats-
initiative der Länder Nordrhein-Westfalen, Ham-
burg und Baden-Württemberg eingebracht wurde, 
greift genau jene Punkte auf, die als wesentliche 
Fehlentwicklungen des geltenden Gesetzes gese-
hen werden können. Ich möchte niemandem die 
Schuld für diese Fehlentwicklungen zuschieben. 
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Hat man das so gewollt, hat man es nicht gewollt? 
Das ist eigentlich irrelevant.  

 

Fest steht, dass wir momentan Laufzeiten von Ar-
beitsverträgen zu verzeichnen haben, die im Wis-
senschaftsbereich großenteils weniger als ein Jahr 
betragen. Wir beobachten, dass es hauptsächlich 
Frauen sind, die kurzfristige Vertretungen wahr-
nehmen. Wir müssen konstatieren, dass die gel-
tende Familienregelung, die die Verlängerung der 
Qualifikationsphase oder der Befristung ermög-
licht, hauptsächlich von Männern genutzt wird, we-
niger von Frauen, die im Wissenschaftssystem tä-
tig sind.  

 

Natürlich stellt sich die Frage, wie wir mit diesen 
Fehlentwicklungen umgehen. Nehmen wir sie hin 
und sagen, es ist alles in Butter, oder versuchen 
wir zumindest an diesen Punkten eine Gegen-
steuerung vorzunehmen?  

 

Es ist auch zu beobachten, dass gerade das Quali-
fikationsinteresse an den Hochschulen dadurch 
konterkariert wird, dass das Wissenschaftszeitver-
tragsgesetz auch für die Lehrbeauftragten in An-
spruch genommen wird. Wenn diese jedoch zum 
Teil zwölf Semesterwochenstunden ableisten müs-
sen, dann bleibt in dieser Zeit kein Raum für die 
eigene Qualifikation. Nach sechs, spätestens nach 
acht Jahren, wenn man die Familienkomponente 
noch nutzen kann, ist aber Schluss mit der Qualifi-
kation.  

 

Das heißt, auch an dieser Stelle haben wir ein 
großes Frustrationspotenzial für den wissenschaft-
lichen Nachwuchs, der gar nicht weiß, wie seine 
Karriere verlaufen wird, wie sie planbar ist, wie 
Familie und Beruf unter einen Hut zu bringen sind 
und wie dies alles in seine Lebensplanung insge-
samt hineinpasst. Ich denke, an diesen Stellen ist 
schon eine Neuregelung, eine Nachjustierung 
sinnvoll.  

 

Unser Anspruch als SPD ist es, für den Bereich 
der Wissenschaft Rahmenbedingungen zu schaf-
fen, die ein gutes Arbeiten ermöglichen. Dazu ge-
hört, dass im Wissenschaftszeitvertragesgesetz 
Mindestlaufzeiten für sachgrundlose Befristungen 
gefasst werden. An dem Ergebnis der Evaluation 
kann man sehen, dass das notwendig ist.  

 

Nur um einem Irrtum vorzubeugen: Die kurzfristige 
Vertretung in der Elternzeit oder weil das Projekt 
noch Mittel hat, wird auch weiterhin mit kurzfristi-
gen Befristungen möglich sein. Es geht um sach-
grundlose Befristungen. Das ist ein besonderer 
Tatbestand, und in diesem besonderen Tatbestand 
kann man, denke ich, auch längere Zeiten verab-
reden, gerade wenn man den Qualifikationsaspekt 
so in den Vordergrund stellt.  

 

Ich hoffe sehr, dass der Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hier im Haus dafür 
sorgt, dass man sich mit dem Thema noch einmal 

adäquat auseinandersetzt und darüber diskutiert. 
Denn ich denke, dass es an dieser Stelle noch 
sehr viele Fragen gibt. Es gibt Missverständnisse 
und vielleicht an der einen oder anderen Stelle 
auch Unkenntnis.  

 

Deshalb votiere ich dafür, den Antrag in den Aus-
schuss für Wissenschaft und Wirtschaft zu über-
weisen und ihn in der nächsten Woche auf die Ta-
gesordnung dieses Ausschusses zu setzen, so-
dass wir dort eine adäquate und lösungsorientierte 
Entscheidung treffen und uns zu dem Antrag ver-
halten können. - Vielen Dank.  

 

(Zustimmung bei der SPD und bei der CDU) 

 
 

Präsident Herr Gürth:  
 

Danke schön. - Als Nächster spricht für die Frak-
tion DIE LINKE Herr Abgeordneter Lange.  

 
 

Herr Lange (DIE LINKE):  
 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Den Analysen von Frau Dalbert und von 
Frau Pähle kann ich mich absolut anschließen. 
Hier ist längst nicht alles in Butter; das haben die 
Debatte und teilweise auch die Antworten auf un-
sere Große Anfrage gezeigt.  

 

Wir haben daraufhin einen entsprechenden Antrag 
zu der Frage gestellt, wie man im Land Sachsen-
Anhalt zukünftig mit diesen ausufernden Befristun-
gen umgehen sollte. Wir haben dazu eine Debatte 
im Ausschuss geführt, und auf der Informations-
vorlage des Ministeriums fußt auch der jetzt ge-
stellte Antrag.  

 

Allerdings muss man sagen, dass die Debatte im 
Ausschuss eher frustrierend gewesen ist. Denn 
selbst wenn ein Koalitionspartner eine Analyse 
teilt, die sehr kritisch mit der jetzigen Situation um-
geht, interessiert das das Ministerium im Moment 
anscheinend gar nicht, muss man feststellen. 
Denn im Prinzip hat der Minister Ähnliches gesagt 
wie in der Ausschusssitzung und in der Debatte 
zur Großen Anfrage.  

 

Herr Minister, beim letzten Mal waren Sie noch 
neu, damals konnte man Ihnen das noch irgendwie 
verzeihen. Jetzt ist es schon notwendig, noch ein-
mal genauer hinzuschauen, wie die Situation ist. 
Ich kann Ihnen nur empfehlen: Gehen Sie doch 
einmal zu der Promovierenden-Initiative in Halle 
und sprechen Sie mit den Leuten darüber, wie ihre 
Situation ist.  

 

Sprechen Sie einmal mit den Leuten, die davon 
betroffen sind und nicht wissen, ob ihr Vertrag in 
einem Monat verlängert wird oder nicht. Oftmals 
liegt das auch in der Organisation der Hochschule 
selber und in der Organisation des Professors be-
gründet. Es liegt aber auch darin begründet, dass 
man es nach dem Gesetz machen darf. Dass man 


